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5.2 […] Das Bundesgericht schliesst die Entstehung und Beachtung 

von Gewohnheitsrecht im öffentlichen Recht nicht aus. Es hat 

ausgeführt, dass es nicht gegen Verfassungsrecht verstosse, einen 

durch lang andauernde Übung entstandenen Rechtssatz 

anzuerkennen, wenn er nicht in Freiheitsrechte des Bürgers 

eingreift; das Schweigen des Gesetzes könne nicht ohne Weiteres 

als negative Entscheidung ausgelegt werden; das hänge davon ab, 

ob eine Notwendigkeit für eine Ergänzung bestehe oder aber die 

Vollständigkeit des geschriebenen Rechtssatzes als negative 

Vorschrift auszulegen ist (BGE 94 I 305 E. 2 und 3 S. 308). An die 

Entstehung von Gewohnheitsrecht werde allgemein ein strenger 

Massstab gesetzt; über eine lange, ununterbrochene Übung hinaus 

sei erforderlich, dass die der Übung zugrunde liegende 

Rechtsauffassung von den Behörden und Betroffenen geteilt werde 

(opinio iuris et necessitatis; BGE 105 Ia 80 E. 5b S. 84; BGE 103 

Ia 369 E. 4c S. 379). […]  

 

Vor diesem Hintergrund darf beachtet werden, dass der Kantonsrat 

[des Kantons Zug] den kleinsten Einwohnergemeinden seit 1942 

ununterbrochen einen Anspruch auf zwei Sitze einräumte. Diese 

Praxis bezweckt ganz offensichtlich, den kleinsten 

Einwohnergemeinden einen Minderheitenanspruch einzuräumen 

und sie gegenüber den grossen Einwohnergemeinden, die über ein 

Vielfaches an Einwohnern und Mandaten verfügen, zu stärken. Sie 

kann sich zwar nicht direkt auf die Kantonsverfassung stützen, 

steht mit dieser indes auch nicht im Widerspruch. […]  

 

Es kann nicht gesagt werden, dass § 38 KV/ZG keinen Raum für 

eine ergänzende Regelung belassen würde. So sehr den kleinsten 

Einwohnergemeinden ein einziger Sitz garantiert wird, kann ihnen 

überdies auch ein zweiter Sitz eingeräumt werden. Diese Übung 

wurde, soweit ersichtlich, bisher nie in Frage gestellt und gibt 
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offensichtlich die Rechtsüberzeugung aller Betroffenen zum 

Ausdruck. 


